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Die Zukunft der Stadt Brake

Sehr geehrter Herr Schiefke!
                        
Die WGB-Stadtratsfraktion Brake sorgt sich um die Weiterentwicklung der Stadt. Die Stadt muss sich die Frage stellen, ob ihr die Herausforderungen hinreichend bekannt sind, denen sie sich zuwenden muss, wenn sie ihre Zukunftsfähigkeit sichern will. Das Hauptproblem ist die unzureichende Finanzausstattung.

Merkmale der aktuellen Situation sind:

· dass die Haushaltslage der Stadt Brake nun schon viele Jahre eine defizitäre ist und befürchtet werden muss, dass sich dieses in der überschaubaren Zukunft auch wohl kaum ändern wird, 

· dass Brake – verglichen mit Städten und Gemeinden gleicher Größe in Niedersachsen – überdurchschnittlich hoch verschuldet ist, 

· dass ein Schuldenabbau, um einen erweiterten finanziellen Spielraum wiederzugewinnen und die Folgekostenbelastung der nachfolgenden Genera-tionen in zumutbaren Grenzen zu halten (Generationengerechtigkeit), zwar dringend notwendig wäre, aber so gut wie gar nicht möglich ist,

· dass Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen (auch dringend notwendige), weil sie nicht finanziert werden können, nur stark eingeschränkt möglich sind,

· dass zur Werterhaltung des städtischen Vermögens notwendige Unterhal-tungs- und Sanierungsmaßnahmen auch aus finanziellen Gründen in kaum noch zu verantwortender Weise vernachlässigt werden,

· dass der Stadt von der Aufsichtsbehörde abverlangt wird, ihre freiwilligen Leistungen, also solche ohne gesetzliche Verpflichtung, in den Jahren 2015 und 2016 in zwei Stufen um zusammen gut 600.000 Euro zu reduzieren,

· dass die Stadt sich schwer tut, in Überlegungen darüber einzutreten, mit welchen Maßnahmen sie den Auswirkungen des demografischen Wandels entgegentreten will,
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· dass die Außenwirkung der Stadt, folgt man den Beurteilungen kritischer, aber ernst zu nehmender Bürger, offensichtlich nicht nur positiv gesehen wird,

· dass das gar nicht so seltene Unvermögen des Rates, sich gerade auch bei wichtigen Entscheidungen mit einer wünschenswerten großen Mehrheit auf eine gemeinsame Linie verständigen zu können, in der Öffentlichkeit sowohl Kritik als auch teilweise Unverständnis bewirkt.

Mit diesem Katalog ist dargelegt, welchen Handlungsbedarf es in Brake gibt.

Die gesamtfinanzielle Situation der Stadt (einschl. Schuldenstand) ist nicht dazu angetan, ”große Sprünge” zu machen. Das Gebot der Stunde lautet: Äußerste Sparsamkeit, aber mit Augenmaß und auch einer kosequenten Vorgehensweise. Bei neuen Vorhaben muss die Frage nach der Notwendigkeit noch stärker in den Vordergrund gerückt werden als bislang. Pflichtaufgaben haben Vorrang vor freiwilligen Aufgaben. Auch nach außen muss deutlich erkennbar sein, dass die Stadt es ernst meint, wenn sie von Sparen spricht.

Diskussionen darüber, wer die momentane Lage zu verantworten hat, dass es das kommunale Finanzausgleichssystem oder die Höhe der Kreisumlage ist, bringen uns keinen Schritt voran. Der Ruf nach einer verbesserten Finanzausstattung der Gemeinden  mag berechtigt sein. Eines ist aber gleichwohl sicher: Ohne auch eigene Beiträge mit ”Gewicht” wird die Stadt keine Normalisierung ihrer finanziellen Situation erreichen können.

Es ist und bleibt Aufgabe und Pflicht aller Verantwortlichen für die Finanzwirtschaft der Stadt, den nachfolgenden Generationen größere politische Gestaltungsspiel-räume als das gegenwärtig möglich ist, zu hinterlassen.   

Die WGB-Stadtratsfraktion steht der Maßnahme ’Bahnhaltepunkt Kirchhammel-warden’ nicht nur kritisch gegenüber Wir lehnen sie ab, weil der Stadt dafür das Geld fehlt und sie in reichlicher Anzahl wichtigere Aufgaben hat. Nach den bisherigen Reaktionen können wir sicher sein, dass dieses von einer großen Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt auch so gesehen wird.

Die mit einer siebenstelligen Summe kalkulierten Kosten stehen in keinem vertretbaren Verhältnis zu dem Nutzen des Vorhabens, grundsätzlich nicht und schon gar nicht vor dem Hintergrund der defizitären Haushaltssituation der öffentlichen Hände im Allgemeinen und der Stadt Brake im Besonderen. 

Eine Steigerung der Attraktivität unserer Stadt als Wohnstandort, die wir auf Grund des demografischen Wandels dringend benötigen, können wir durch diesen Bahnhaltepunkt nicht erreichen. In der Checkliste der Kriterien, nach denen Wohn-standorte heute ausgewählt werden, spielt dieser Bahnhaltepunkt zumindest in Brake  allenfalls eine völlig untergeordnete Rolle. Die Anforderungen an die Wohn- und Lebensqualität einer Stadt oder Gemeinde konzentrieren sich heute in der Hauptsache auf

· die Bildungsinfrastruktur,

· das Vorhandensein  gut ausgestatteter anderer öffentlicher Einrichtungen,

· ein vielfältiges Kultur- und sonstiges Freizeitangebot und

· das Preis- und Gebührenniveau. 
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Der Einwohnerentwicklung muss unsere besondere Aufmerksamkeit gelten. Die Einwohnerzahl unserer Stadt ist nicht nur ein Bemessungsfaktor im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs, sondern darüber hinaus für Wirtschaft und Industrie wegen des Arbeitskräftebedarfs auch ein wichtiger Standortfaktor. Deshalb darf sich unsere Stadt auch nicht dem Wettbewerb um Einwohner entziehen, in dem die Städte und Gemeinden untereinander stehen.

Wir warnen davor, noch länger so zu tun, als sei Brake vom demografischen Wandel nicht betroffen. Er steht auch nicht etwa bevor, sondern er hat längst begonnen. Die bisherige Zuschauerrolle  muss die Stadt schnellstens aufgeben und statt dessen mit 
der Entwicklung von Zielen und Handlungsgrundsätzen  beginnen, mit denen aktiv auf die Auswirkungen des demografischen Wandels reagiert werden kann. Solange wir nichts tun, wächst die Gefahr, dass dieser Wandel unsere Stadt mit für sie negativen Auswirkungen überproportional treffen wird.

Es wird der Stadt sehr schwer fallen, die von ihr erwartete Kürzung der freiwilligen Leistungen allein schon wegen des Umfanges von  rd. 600.000,00 € umzusetzen. Dabei ist eine äußerst behutsame Vorgehensweise geboten, auch, weil verhindert werden muss, dass der Stadt durch die Streichung gerade kleinerer Zuschuss-beträge bürgerschaftliches Engagement verloren geht.  

Wir halten es für erforderlich, dass die Stadt sich entschließt, die ‘Spielregeln‘ und Maßstäbe für den Umgang mit den städtischen Finanzen grundlegend neu zu bestimmen. Ziel muss es sein, orientiert an den wahren in der Stadt bestehenden Defiziten und Bedürfnissen und völlig frei von allen sachfremden Motiven für politische Aktivitäten zu einer Prioritätenliste für Investitionsmaßnahmen zu kommen. Das besondere Interesse muss dabei gerade den kostenintensiven Maßnahmen gelten, wobei damit sowohl die Investitionskosten als auch die Betriebs- und Unterhaltungskosten gemeint sind.

Ergänzend wiederholen wir unseren Antrag vom 27.02.2014, dass mit sofortiger Wirkung keine finanziellen Verpflichtungen mehr eingegangen werden für Maßnahmen, die völlig freiwilligen Charakter haben, also keine Pflichtaufgabe sind. Die Glaubwürdigkeit der Stadt zwingt dazu, das Eingehen neuer Verpflichtungen solange zurückzustellen, bis der künftige Umgang mit  den ‘freiwilligen Leistungen‘ geklärt und politisch entschieden ist.  Das muss nach unserer Auffassung auch und gerade für die Maßnahme ‘Bahnhaltepunkt Kirchhammelwarden‘ gelten, die in diesem Zusammenhang natürlich auch auf den Prüfstand gehört. 

Für die WGB-Stadtratsfraktion haben die notwendigen Baumaßnahmen für die Umwandlung der Grundschule Boitwarden in eine Ganztagsschule nach wie vor oberste Priorität. 

Widersprüchlich ist das Verhalten jener politischen Kräfte im Stadtrat, die das auch so erklärt haben, aber jetzt zu der Entscheidung gekommen sind, dem Bahnhalte-punkt Kirchhammelwarden Vorrang einzuräumen.

Es passt nicht zusammen, darf einfach nicht sein und ist der Bürgerschaft auch überhaupt nicht zu vermitteln, dass die Stadt 

· sich mit der Streichung und Kürzung freiwilliger Leistungen – noch dazu in einem beachtlichen Umfang  –  beschäftigt bzw. beschäftigen muss,

· eine für Brake wichtiges Schulbauvorhaben nicht finanzieren kann, 
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· sich aber gleichwohl bereit erklärt zur finanziellen Beteiligung an der Herrichtung des Bahnhaltepunktes in Kirchhammelwarden,  die für sie keine Pflichtaufgabe ist.

Zum  Abschluss sei  es  gestattet, zum Thema ‘Fördermittel‘ aus einem SPIEGEL-Artikel in der Ausgabe Nr. 26 vom 27.06.2005 zwei Sätze zu zitieren:

1. Der Förderwahn, so Karl Heinz Däke, Präsident des Bundes der Steuerzahler, schaffe den “systembedingten Nährboden für den unwirtschaftlichen Umgang mit öffentlichen Mitteln“ – fremdes Geld gibt sich leichtfertiger aus als eigenes.

2. Ohne Fördermittel können viele Kommunen gar nichts mehr bewegen – mit ihnen lässt sich auf Kosten der Steuerzahler freilich auch Unfug anstellen.

Mit freundlichen Grüßen


Walter Erfmann
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